

Besondere Vertragsbedingungen

§ 1 Vergütung, Rechnung und Zahlungsmodalitäten
(1) Die im Angebot des/der Auftragnehmers*in genannten Preise sind Nettopreise, die genannten Preise gelten zuzüglich der Umsatzsteuer in der zum Zeitpunkt der Erbringung der in Rechnung gestellten Leistungen geltenden gesetzlichen Höhe.
(2) Der/die Auftragnehmer*in erstellt eine Rechnung. Mit Leistungserbringung ist unmittelbar abzurechnen. Die Rechnungsstellung erfolgt an eine vom Auftraggeber zu benennende Adresse.
(3) Rechnungen sind ihrem Zweck nach als Abschlags-, Teil- oder Schlussrechnung zu bezeichnen; die Abschlags- und Teilrechnungen sind laufend zu nummerieren.
(4) Ein Anspruch auf Bezahlung der Rechnung besteht nur, wenn ihr prüfungsfähige Unterlagen über die Lieferung/Leistung beigefügt sind; dies geschieht in der Regel durch anerkannte Stundenverrechnungsnachweise, quittierte Lieferscheine oder Leistungsnachweise.
(5) Zahlungsverzögerungen infolge unvollständig ausgestellter Rechnungen oder fehlender Unterlagen fallen dem Auftragnehmer zur Last.
(6) Alle Überweisungen erfolgen auf ein von der/dem Auftragnehmer*in schriftlich zu benennendes Konto. Maßgeblich für die Rechtzeitigkeit der Überweisung ist der Tag der Absendung des Überweisungsauftrages an das Zahlungsinstitut des Auftraggebers.
(7) Die Abtretung von Forderungen ist nur mit Einwilligung (§ 183 BGB) des Auftraggebers in Textform zulässig.
(8) Ohne Rechtsgrund erlangte Vergütung ist von der/dem Auftragnehmer*in zurückzuerstatten. Der/die Auftragnehmer*in kann sich in diesem Fall nicht auf den Wegfall der Bereicherung (§ 818 Abs. 3 BGB) berufen.

§ 2 Besondere Regeln für Bieter*innengemeinschaften 
1. Wird eine Bieter*innengemeinschaft Auftragnehmer*in, so ist ein*e für das Vergabeverfahren bevollmächtigte*r Vertreter*in der Bieter*innengemeinschaft auch nach Vertragsschluss Vertreter*in der Bieter*innengemeinschaft und ihrer Mitglieder gegenüber dem Auftraggeber. Die Bieter*innengemeinschaft kann ihn/sie, entsprechend ihren jeweiligen Regelungen im Innenverhältnis, durch formlose Anzeige gegenüber dem Auftraggeber durch ein anderes Mitglied ersetzen und stets auch weitere Vertreter*innen bevollmächtigen. Mitglieder der Bieter*innengemeinschaft die nicht derart bevollmächtigt sind, können gegenüber dem Auftraggeber keine rechtsverbindlichen Erklärungen abgeben. Sind mehrere Vertreter bevollmächtigt, so ist jeder für sich zur Abgabe von Willenserklärungen befugt, ohne dass die Wirksamkeit seiner Erklärung der Mitwirkung eines/r anderen Bevollmächtigten bedarf.
1. Alle Mitglieder der Bieter*innengemeinschaft sind im Rahmen dieses Vertrages und im Zusammenhang mit diesem Vertrag im Verhältnis zum Auftraggeber Gesamtschuldner*in und Gesamtgläubiger*in. Für alle Streitigkeiten aus und im Zusammenhang mit diesem Vertrag sind die bevollmächtigten Vertreter*innen der Bieter*innengemeinschaft auch befugt in einem gerichtlichen Verfahren für alle Mitglieder der Bieter*innengemeinschaft verbindliche Erklärungen abzugeben, bis ein Mitglied der Bieter*innengemeinschaft diese Befugnis nach den Regeln des jeweiligen Prozessrechts wirksam widerruft.
1. Hinsichtlich der Mitgliedschaft in einer Bieter*innengemeinschaft beziehungsweise in der/dem Auftragnehmer*in und der Bestellung von Vertretern*innen der Auftragnehmer*in ist die Anfechtung unzulässig, soweit sie gegenüber dem Auftraggeber Wirksamkeit entfalten würde, ausgenommen die Anfechtung nach § 123 BGB.
1. Die Kündigung des Vertrags ist nur im Namen der Bieter*innengemeinschaft möglich. 
1. Ein einzelnes Mitglied der Bieter*innengemeinschaft kann nur aus dem Vertrag ausscheiden oder neu eintreten, wenn der Auftraggeber zustimmt. Es handelt sich hierbei um eine Vertragsänderung, sie bedarf daher der Schriftform. § 132 GWB bleibt unberührt.
1. Die vorgehenden Bestimmungen gelten auch, wenn der Vertrag im Übrigen beendet, durch den Auftraggeber angefochten, widerrufen, durch Rücktritt beendet, gekündigt oder aus einem anderen Grund zugunsten des Auftraggebers nichtig ist.

§ 3 Eignungsleihe
War der/die Auftragnehmer*in bei Zuschlagerteilung nur geeignet für die Auftragsdurchführung, weil er/sie sich auf die wirtschaftliche und finanzielle oder technische und berufliche Leistungsfähigkeit eines anderen Unternehmens berufen hat (Eignungsleihe), so muss er/sie dieses andere Unternehmen ersetzen, wenn dieses das entsprechende Eignungskriterium nicht (mehr) erfüllt oder wenn bei ihm zwingende Ausschlussgründe nach § 31 Abs. 1 UVgO i.V.m. § 123 GWB vorliegen. Der Auftraggeber kann dafür eine Frist setzen. Auftragnehmer*in und anderes Unternehmen haften gemeinsam, sofern die Eignungsleihe die finanzielle und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit betrifft. Die Haftung des anderen Unternehmens ist auf den Umfang der Eignungsleihe beschränkt (§ 34 Abs. 3 UVgO).

§ 4 Sonstiges
(1) Sollte eine Bestimmung des Vertrages ungültig sein, so betrifft dies nicht den Vertrag als Ganzes, sondern nur die betreffende Bestimmung. In einem solchen Fall ist der Vertrag seinem Sinn und Zweck entsprechend auszulegen, wobei maßgebend ist, was die Parteien vereinbart hätten, wenn ihnen die Ungültigkeit einer Vertragsbestimmung bekannt gewesen wäre.
(2) Gerichtsstand ist Köln, soweit eine solche Vereinbarung zulässig ist.
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